
Für das bach'sc’hiagfewei'i: ] •'**
Für die Amtliche Sammlung1

Gesetzs BGB §§ 1643, 1822, 2347
Rechtssatz* Bas Rechtsgeschäft, durch das der durch

seinen Vater vertretene Minderjährige, der der ein«,, 
zige lebende Abkömmling seines Großvaters ist, von 
diesem Grundstücke erwirbt und sich dabei ver­
pflichtet, auf den Grundstücken ruhende Basten zu 
übernehmen, für die Großeltern und später für sei­
nen Vater und dessen künftige Ehefrau (seine zu­
künftige Stiefmutter) Rießbrauchsrechte an den. .
Grundstücken einzuräumen, bedarf auch dann nicht, 
der vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung, wenn 
die Grundstücke den wesentlichen Teil des Vermö­
gens des Großvaters ausmachen.

Aktenzeichens IV 2B 53/57 
Beschluß des BGH vom 6. Juni 1957

AG Essen 
LG Essen 
OLG Hamm
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In dem Verfahren

betreffend den Antrag auf Erteilung der vormundschaftsgericht­
lichen Genehmigung des am 27  ̂ Dezember 1955 beurkundeten 
Vertrages zwischen dem Kaufmann Paul S p H B H B  und dem am 
H »  f l H  1955 geborenen Manfred gesetzlich vertreten
durch seinen Vater, den kaufmännischen Angestellten Hans 
Erich

Beteiligtere
der vorgenannte kaufmännische Angestellte Hans Erich 

in E^BM, PflHBMTBHMH^traße Bl,
Verfahrensbevollmächtigterg Rechtsanwalt und Notar 
Dr. B B B H  in f B H P ’

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der Sitzung 
vom 6. Juni 1957 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Schmidt, 
der Bundesrichter Baske, Johannsen, v. Werner und Wilden 
beschlossen?

Die Beschwerde gegen den Beschluß der 7. Zivil­
kammer des Landgerichts in Essen vom 11. Mai 1996 wird 
zurückgewiesen.

G r ü n d e ?
Durch den oben bezeichneten Vertrag hat der jetzt 72jähri- 

ge Kaufmann Paul S p B B B B  dem minderjährigen Sohn Manfred sei­
ner 1955 verstorbenen Tochter die Grundstücke EflBB’ U B B H ~
straße 4-, 5 und 6, HeflBBStraße H u n d  P ( H H ^ ^ B H M ä ’Sfraße 
16 und 18 übertragen. Der in der Verhandlung durch seinen Va-
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ter vertretene Minderjährige hat darin Hypotheken im Ge­
samtbeträge von 24 857,20 DM sowie sonstige Schulden im 
Gesamtbeträge von 8000 DM übernommene Weiter heißt es in 
§ 2 des Vertragesi

Herr S p B H H P  behält sich den lebenslänglichen 
Nießbrauch an aem übertragenen Grundbesit^vor, des­
gleichen seiner Ehefrau Sophie geb. & ■ ■ § ,  Wenn 
einer der beiden Ehegatten stirbt, so behält der 
überlebende bis an sein Lebensende den Nießbrauch im 
vollen Umfange bei. Der Nießbraucher ist von allen Be­
schränkungen, soweit zulässig,befreit. Es wird bewil­
ligt und beantragt, für die Eheleute S p B H I ^  als Ge­
samtgläubiger den Nießbrauch im Grundbuch einzutragen.»>

Wenn die Eheleute S p B B H ß  verstorben sind, haben die Eheleute H B H B ,  und zwar der Erschienene z j ^ 2 ^  
und seine künftige Ehefrau, jetzige Hedwig N i f l H H B ,  
an dem Grundbesitz, welcher im Grundbuch von 
B M P  Bd 140 Bl 5016 verzeichnet ist, das Nießbrauchs­
recht, bis Manfred das 30. Lebensjahr vollendet
hat, und an dem anderen Grundbesitz, solange eines der 
beiden Eheleute HB^H* lebt. Sie können beanspruchen, 
daß dieses Nießbrauchsrecht für beide Eheleute, bzw,, 
wenn einer verstorben ist, für den überlebenden Ehe­
gatten im Grundbuch eingetragen wird, und zwar für bei­
de Eheleute als Gesamtgläubiger*

Wenn nach dem Tode von Erich H B H B  seine Frau 
wieder heiratet, erlischt das Nießbrauchsrecht* ...

Der Notar hat eine beglaubigte Abschrift der notariel­
len Verhandlung mit der"Bitte beim Amtsgericht eingereicht, 
die vormundschaftsgerichtliche Genehmigung zu erteilen*

Das Amtsgericht hat den Antrag mit der Begründung 
zurückgewiesen, der Vertrag bedürfe zwar entgegen der Recht­
sprechung des Reichsgerichts (RGZ 108, 356; 110, 173) die­
ser Genehmigung. Sie könne jedoch nicht erteilt werden, da 
der Vater des Minderjährigen mit Rücksicht auf den für ihn
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selbst durch den Vertrag begründeten Anspruch auf Ein­
räumung eines Nießbrauchs den Minderjährigen nach § 181 
BGB nicht habe vertreten können- Für den Minderjährigen 
hätte nach §§ 1630, 1795 ein Pfleger bestellt werden müs­
sen.

Das Landgericht hat die von dem Notar gegen diesen 
Beschluß eingelegte sofortige Beschwerde zurüclcgewiesenB 
Es ist gleichfalls der Ansicht, daß der Vater den Minder­
jährigen bei dem Abschluß des Vertrages nicht habe ver­
treten können, sondern daß ein Pfleger hätte bestellt wer­
den müssen.

Gegen diesen ihm am 16. Mai 1956 zugestellten Be­
schluß hat der Notar am 25.‘Mai 1956 weitere Beschwerde 
eingelegt. Das Oberlandesgericht möchte ihr stattgeben und 
die Sache zur weiteren Aufklärung an das Landgericht zurück­
verweisen, Es ist der Ansicht, die Beschwerde könne nur Er­
folg haben, wenn der Vertrag überhaupt genehmigungspflich­
tig sei. Entgegen der Hechtsauffassung des Amtsgerichts, 
die sich wohl auch das Landgericht stillschweigend zu eigen 
gemacht hat meint das Oberlandesgericht, der Vertrag be­
dürfe wegen der darin von dem Minderjährigen übernommenen 
Verpflichtungen keiner Genehmigung nach §§ 1643, 1821 Nr 1 
bis 4 BGB. Das Oberlandesgericht möchte sich insoweit der 
von dem Reichsgericht vertretenen Hechtsansicht anschließen. 
Es ist aber der Ansicht, daß noch zu prüfen sei, ob der Ver­
trag nicht nach § 2347 BGB vormundschaftsgerichtlich ge­
nehmigt werden müsse. Hierzu hat das Oberlandesgericht aus­
geführt $ Nach § 2347 BGB bedürfe ein Vertrag zwischen einem 
Erblasser und einem künftigen (minderjährigen) Erben, durch 
den der letztere ganz oder zum Teil auf sein gesetzliches 
Erbrecht oder auf ein Pflichtteilsrecht verzichte, der vor-
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mundschaftsgerichtlichen Genehmigung«, Ihrem Wortlaut nach 
sei diese Bestimmung hier nicht anwendbar} denn hier ver­
zichte der Minderjährige nicht formell auf das Erb- oder 
pflichtteilsrecht, tatsächlich werde aber dieses Recht wahr­
scheinlich - es bedürfe noch weiterer Aufklärungen in tat­

sächlicher Hinsicht - durch die Vertragsbedingungen untergra­
ben. Im vorliegenden Palle übertrage der Großvater Grundbe­
sitz mit einem Einheitswert von 86 700 DM und einem von einem 
Sachverständigen geschätzten Verkehrswert von 248 550 DM 
auf seinen Enkel, der neben seiner Ehefrau vermutlich sein 
einziger gesetzlicher Erbe sei-. Der Grundbesitz sei vom * 
Großvater her nur gering belastet, nämlich mit Hypotheken 
im Betrage von 24 857,20 DM und mit nichteingetragenen Schul­
den im Betrage von 8000 DM« Es sei anzunehmen, daß der Grund­
besitz das wesentlichste, zum wenigsten aber ein sehr we­
sentliches Vermögensstück des Erblassers sei, das die Grund­
lage seines späteren Nachlasses darstellen werde? Es sei 

‘ auch anzunehmen, daß der Großvater diesen Grundbesitz mit 
♦ Rücksicht auf das spätere Erbrecht auf den Enkel übertrage? 
Ein anderer Grund für die Übertragung lediglich gegen die 
Bestellung der Nießbrauchsrechte sei nicht ersichtlich- Es 
handle sich also allem Anschein nach um eine vorweggenomme­
ne Erbregelung,

Dieser Nachlaß, den das Enkelkind schon jetzt übernehme, 
werde in seinem Bestand durch die Nießbrauchsrechte beein­
trächtigt, die besonders für den Vater des Minderjährigen 
und dessen künftige Ehefrau bestellt werden sollten* Diese 
beiden Personen hätten weder ein Erbrecht am Nachlaß des 
Großvaters noch ein sonstiges Anrecht auf den Grundbesitz*
Das gelte in besonderem Maße für die künftige Ehefrau des 
Vaters, die nicht einmal einen Unterhaltsanspruch gegenüber 
dem Enkelkind des Erblassers oder gegenüber dem Erblasser
selbst habe. Zugunsten dieser Personen solle dem Enkelkind

«das Vermögen, das ihm voraussichtlich in absehbarer Zeit im
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Wege des Erbganges zufallen werde, mit Nießbrauchsrechten 
belastet werden, die ihm die Nutzungen des Vermögens bis zu 
seinem 30„ Lebensjahr völlig und darüber hinaus für die 
Lebenszeit des Vaters und der Stiefmutter nooh für einen Teil 
des Vermögens vorenthielten. Dadurch werde nicht nur sein 
Erbrecht trotz des formellen Bestandes beeinträchtigt, son­
dern es werde auch sein Pflichtteilsrecht gefährdet, denn es 
werde aus Rechtsgründen kaum möglich sein, daß der Enkel 
nachdem Tode des Großvaters auf Grund eines Vertrages, der 
in seinem eigenen Namen geschlossenworden sei, gegen den 
Vater und die Stiefmutter einen Pflichtteilsergänzungsan- 
spruch werde geltend machen können.

Bei dieser Sachlage werde die Bestimmung des § 2347 BGB 
entsprechend anzuwenden sein. Diese Auffassung decke sich 
mit der Neigung der neueren Rechtsprechung, Verträge, die 
ein Erbrecht oder ein Pflichtteilsrecht untergraben könn­
ten, den Anforderungen an eine Verfügung über das Erbrecht 
oder Pflichtteilsrecht zu unterwerfen, auch wenn formell 
nicht über sie verfügt werde«

Eine Aushöhlung des Erbrechts finde nicht statt, so­
weit sich der Erblasser, hier der Großvater,- selbst einen 
Nießbrauch Vorbehalten habe, da dieser Nießbrauch mit dem 
Tode des Erblassers erlösche und somit den Erben nicht be­
einträchtige. Anders verhalte es sich aber mit der Bestel­
lung eines Nießbrauchs für andere Personen, hier besonders 
für den Vater des Enkels und dessen künftige Prau, die den 
Nachlaß entscheidend entwerten könne«

Das Oberläufesgericht möchte die Sache an das Landgericht 
zurückverweisen, damit dieses aufklärt, was die Aufnahme 
der Bestimmung über den Nießbrauch veranlaßt habe und ob wirk­
lich das Erb- und Pflichtteilsrecht des Minderjährigen durch 
den Vertrag unterhöhlt worden sei. Dazu seien nach Ansicht
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des Oberlandesgerichts die sonstigen Vermögensverhältnisse 
des Großvaters und seine Absichten noch zu ermitteln. Es 
sei denkbar, so fährt das Oberlandesgericht aus, daß der 
Großvater noch weiteres Vermögen habe, mit dessen Erwerb 
im Wege des Erbgangs das Enkelkind rechnen könne., so daß 
der jetzt übertragene Grundbesitz die Rechte des Enkels 
nicht wesentlich beeinträchtige. Es seien auch sonstige 
Umstände denkbar, die es ratsam erscheinen lassen könnten, 
den Vertrag zu genehmigen. Das lasse sich jedoch ohne Auf- 
klärung der umstände, die zu dem Abschluß des Vertrages ge­
führt, hätten, ohne Kenntnis von den Absichten des Großva­
ters und ohne Kenntnis der wirtschaftlichen Folgen des Vertra­
ges noch nicht abschließend beurteilen. Das Oberlandesge­
richt sieht sich an seiner Entscheidung durch die in JW 1935, 
55 veröffentlichte Entscheidung des Kammergerichts und durch 
die in JFG 23, 231 veröffentlichte Entscheidung des Oberlan­
desgerichts in München gehindert. Diese Gerichte haben in 
ihren-Entscheidungen angenommen, daß Verträge der hier in 
Frage stehenden Art nicht vormundschaftsgerichtlich genehmigt ' 
zu werden brauchten. Das Oberiandesgericht hat daher die Sa­
che gemäß § 26 Abs 2 FGG dem Bundesgerichtshof zur Entschei­
dung vorgelegt

Die Sache ist aus den vom Oberlandesgericht angeführ­
ten Gründen zu Recht vorgelegt, so daß der Bundesgerichts­
hof nach § 28 Abs 3 FGG berufen ist, über die sofortige Be­
schwerde zu entscheiden.

Den Antrag das Rechtsgeschäft zu genehmigen und eine 
Beschwerde gegen die Versagung der Genehmigung kann des Va­
ter als gesetzlicher Vertreter des Minderjährigen stellen 
und einlegen. Mach Lage der Sache ist hier davon auszugehen, 
daß der Hotar diesen Antrag für den Vater gestellt und auch 
für diesen Beschwerde eingelegt hat.
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Die weitere Beschwerde ist unbegründet, da,-.-
weil der Vertrag nicht genehmigungabedürftig ist. 

Entgegen der Ansicht des Amtsgerichts und wohl auch des Land­
gerichts bedarf ein Vertrag, durch den der Vater für sein 
minderjähriges Kind ein Grundstück erwirbt auch dann keiner 
vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung, wenn der Minderjäh­
rige an diesem Grundstück zur Sicherung des Restkaufpreises 
ein Grundpfandrecht bestellt, wenn er die auf dem Grundstück 
ruhenden Lasten übernimmt und wenn er sich in diesem Vertrag 
verpflichtet, dem Veräußerer oder einer dritten Person den 
Nießbrauch an dem Grundstück für bestimmte Zeit einzuräumen« 
Der Senat, tritt insoweit der Ansicht des Reichsgerichts bei, 
wie sie sich aus den in RGZ 108, 356 und 110, 173 veröffent­
lichten Entscheidungen ergibt, Diese Entscheidungen entspre­
chen allein der hier notwendigen wirtschaftlichen Beurteilung. 
Es kann auch keinen Unterschied machen, ob der Minderjährige 
sich verpflichtet, zur Sicherung eines Restkaufgeldanspruchs 
ein Grundpfandrecht auf dem Grundstück eintragen zu las­
sen, oder ob er im Zusammenhang mit dem Erwerb des Grund­
stücks sich verpflichtet, dem Veräußerer oder dritten Per­
sonen ein Nießbrauchs- oder ein anderes Recht am Grundstück 
eintragen zu lassen. Die in den angeführten Entscheidungen 
des Reichsgerichts niedergelegten Erwägungen treffen hierauf 
gleichfalls zu. Der Hinweis Kipps, Familienrecht, §• 80 Anm 27, 
8 330, es sei wirtschafltich etwas anderes, ob ein Grundstück 
aus vorhandenen Mitteln bezahlt werde oder ob das Kind mit 
einer Restkaufgeldschuld belastet werde, ist zwar richtig. Er 
steht aber der Entscheidung des Reichsgerichts nicht entge­
gen. Diese gründet sich wesentlich auf den Schutzzweck, den 
die Nr 1 bis 4- des § 1821 BGB verfolgen» Nur das dem Min­
derjährigen bereits gehörende Grundvermögen soll geschitzt 
werden. Zum Erwerb vpn Grundvermögen für den Minderjährigen 
bedarf der Vater keiner vormundschaftsgerichtlichen Genehmi-
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gung* Der Minderjährige wird daher nicht geschützt, soweit 
es sich darum handelt, daß er im Zusammenhang mit dem Er­
werb von Grundvermögen Verbindlichkeiten eingeht, die er 
später nicht erfüllen kann.

Entgegen der Ansicht des vorlegenden Oberlandesge­
richts bedarf der Vertrag auch nach § 2347 BGB keiner vor­
mundschaftsgerichtlichen Genehmigung, Diese Bestimmung kann 
entgegen der Ansicht des Oberlandesgerichts nicht auf den 
Fall entsprechend angewandt werden, daß eine Person von 
einem Verwandten, zu dessen gesetzlichen Erben sie gehört, 
einen Vermögensgegenstand erwirbt, der den wesentlichen Teil 
des'Vermögens des Veräußerers ausmacht, und daß er sich ver­
pflichtet, an diesem Gegenstand dritten Personen Rechte einzu- 
räumen* Der nach § 2348 BGB formbedürftige und nach § 2347 
BGB genehmigungspflichtige Vertrag, durch den ein Minderjäh­
riger auf sein gesetzliches Erbrecht verzichtet, ist seiner 
Natur nach etwas anderes als der hier vorliegende Vertrag*
Der Erbverzichtsvertrag ist ein erbrechtlicher und kein 
schuldrechtlicher Vertrag* Duroh ihn wird die Entstehung des 
gesetzlichen Erbrechts und des Pflichtteilanßpruchs ausge­
schlossen. Sein Wesen liegt darin, daß er in die aus dem Fa­
milienband sich ergebenden erbrechtlichen Beziehungen ein­
greift o Er hat insofern weitergehende Wirkungen als ein nur 
schuldrechtlicher Vertrag* Wegen dieser Wirkungen ist er 
nach § 2347 BGB genehmigungspflichtig. Der hier in Rede Bte- 
hencle Vertrag ist rein schuldrechtlicher Art. Er berührt das 
gesetzliche Erbrecht des Minderjährigen und seinen Pflicht­
teilsanspruch als solche nicht. Allenfalls könnte er für den 
Minderjährigen wirtschaftlich nachteilig sein, wenn dieser, 
wirtschaftlich gesehen, dadurch weniger erlangt, als er er­
langen würde, wenn dieses Rechtsgeschäft nicht geschlossen 
wäre und er später einen Pflichtteilanspruch gegen den Nach-
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laß seiner Großeltern geltend machen könnte« Oh das Gesehnt 
in diesem Sinne nachteilig ist, läßt sich aber nicht sagen, 
da niemals vorhergesehen werden kann, welchen Wert der Pflicht­
teilsanspruch des Hinder jährigen haben würde, wenn dieses Ge­
schäft nicht geschlossen würde; denn die Großeltern können 
über ihr Vermögen durch Rechtsgeschäft unter Lebenden frei 
verfügenc

Entscheidend gegen die vom Oberlandesgericht vertretene 
Ansicht, § 2347 BGB könne auch auf schuldrechtliche, den Wert 
des Pflichtteilsanspruchs möglicherweise beeinträchtigende 
Verträge entsprechend angewandt werden, spricht, daß dadurch 
eine für den Rechts- und Wirtschaftsverkehr untragbare Unsi­
cherheit entstehen würde, Es ist für das Wirtschaftsleben un­
erläßlich f daß die*Beteiligten sehen können, ob ein von ihnen 
vorzunehmendes Geschäft bestimmter Formen bedarf und ob es ge­
nehmigungspflichtig ist«. Ebenso müssen Dritte, denen die Ge­
schäftsvorgänge bekannt sind, in der Lage sein, deren Rechts­
gültigkeit beurteilen zu können. Dazu muß das Gesetz diejeni­
gen Rechtsgeschäfte, für die eine Form gewahrt werden muß oder 
die genehmigungspflichtig sind, klar und eindeutig bezeichnen.
In dieser Weise klar gefaßte Normen, wie z.B. § 2347 BGB, durch 
die eine Genehmigungspflicht • angeordnet wird, können nicht auf 
Rechtsgeschäfte anderen Inhalts entsprechend angewandt werden, 
wenn, wie es hier zutreffen würde, die Anwendung von zahlreichen, 
schwer zu beurteilenden und schwer zu übersehenden Umständen 
abhinge. Dadurch würde eine für das Wirtschaftsleben untrag­
bare Unsicherheit begründet« Selbst wenn der Vertrag von den 
Gerichten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Rücksicht auf 
die besonderen Umstände des Falles als nicht genehmigungspf liöhjt- 
tig angesehen würde, würde dieses nicht ausschließen, daß in 
einem darüber vielleicht nach vielen Jahren geführten Rechts-
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streit die ordentlichen Gerichte die Umstände anders würdigen 
und den Vertrag als nichtig bezeichnen. Es kann daher § 2347 
BGB grundsätzlich nicht entsprechend auf schuldrechtliche Ver­
träge angewandt werden, die sich wirtschaftlich nachteilig 
für den Pflichtteilsanspruch eines' an dem Vertrag beteiligten 
Minderjährigen auswirken.

Der Minderjährige ist in dem Vertrag keine Verpflichtung 
über seinen künftigen Pflichtteil eingegangen. Der Vertrag ist 
daher auch nicht nach §§ 1643, 1822 Nr 1 BGB genehmigungs­
pflichtige Entsprechend angewandt werden können diese Vorschrif­
ten auf den hier in Rede stehenden Vertrag aus den oben ange­
führten Gründen gleichfalls nicht*

Das Oberlandesgericht kann sich für seine gegenteilige 
Ansicht nicht auf die in JPG 15, 98$ HJW 1949, 581 und NJW
1957, 266 veröffentlichten Entscheidungen des Kammergerichts , 
des Obersten Ssrichtshofs und des OLG in Düsseldorf berufen*
Diese Entscheidungen betreffen andere Sachverhalte und ande­
re Rechtsfragen In den zwei letztgenannten Entscheidungen 
handelt es sich darum, ob eine Verfügung, die der durch ein 
gemeinschaftliches Testament gebundene Ehegatte naoh dem 
Tode des anderen Eheteils über Vermögensgegenstände trifft, 
wegen Umgehung der durch das Testament geschaffenen Bindung 
nichtig ist. Diese Möglichkeit hat auch der erkennende Senat 
einmal für einen ganz besonders liegenden Ausnahmefall bejaht 
(L-M Nr 4 zu § 2271 BGB). Die diesen Entscheidungen zugrunde
liegenden Gedanken können nicht dazu führen, § 2347 BGB über*Beinen Sinn, und Zweck hinaus auf rein schuldrechtliche Ver­
träge entsprechend anzuwendent

«

Schließlich ist” der Vertrag auch nicht nach §§ 1643*
1822 Nr 5 BGB genehmigungspflichtig. Die Verpflichtung, einen 
Nießbrauch zu bestellen, verpflichtet den Eigentümer nicht,
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dem Nießbrauchsberechtigten für die Dauer des Nießbrauchs 
wiederkehrende Leistungen zu erbringen. Sie begründet viel­
mehr allein die Pflicht, den Nießbrauch einzuräumen. Die 
Berechtigung des Nießbrauchers, die Nutzungen aus der mit
dem Nießbrauch belasteten Sache zu ziehen, und die ihr entspre-

•

chende Pflicht des Eigentümers, die Nutzung der Sache zu ge­
statten, ist Inhalt dieses dem Nießbraucher eingeräumten 
Rechts, ebenso wie derjenige, für den ein verzinsliches Grund- 
pfandrecht bestellt worden ist, daraus das Recht auf dauern­
den Zinsgenuß erwirbt. Auch die im Zusammenhang mit dem Grund­
stückserwerb eingegangene Verpflichtung zur Bestellung einer 
verzinslichen Grundschuld an diesem Grundstück ist nicht nach 
§§ 1643, 1822 Nr 5 BGB genehmigungspflichtig.

Da sonach das Rechtsgeschäft nicht genehmigungspflich­
tig ist, hat die Vorinstanz die nachgesuchte Genehmigung im 
Ergebnis mit Recht versagt. Die weitere Beschwerde mußte daher 
zurückgewiesen werden.

Schmidt Raske Johannsen v. Werner Wilden
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